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Die eigene Wohnung soll möglichst
gemütlich und zweckmässig sein für
den Alltag. Angeschaffte Waren und
Möbel solleneinepraktischeFunktion
aufweisen und ästhetischen Ansprü-
chen genügen. Und wer darüber ver-
fügt, möchte sich auch beim Aufent-
halt im Garten wohlfühlen. Aber was
passiert ausserhalbderWohnung,wel-
cheRolle spielt dasprivateGrundstück
imQuartier?Wer bestimmt, wiemein
Dorfnachaussendaherkommtundwer
kanndamitreden?Oderandersgefragt:
NachwelchenKriterienwirdderöffent-
liche Raum gestaltet und wie stark
wächst die eigeneGemeinde in20 Jah-
ren?

AufdieseFragen liefert dasRaum-
planungsgesetz des Bundes, dessen
Revision das Volk 2013 deutlich an-
genommen hat, Antworten. «Bund,
Kantone und Gemeinden sorgen da-
für, dassderBodenhaushälterischge-
nutzt und das Baugebiet vom Nicht-
baugebiet getrennt wird», heisst es
dort etwa. Und: «Sie stimmen ihre
raumwirksamenTätigkeitenaufeinan-
der ab und verwirklichen eine auf die
erwünschte Entwicklung des Landes
ausgerichtete Ordnung der Besied-
lung.»NatürlicheGegebenheiten spie-
len dabei genauso eine Rolle wie die
Bedürfnisse von Bevölkerung und
Wirtschaft. Doch wie verhält es sich
mit der dort festgehaltenen Abstim-
mung aufeinander?

Das Bundesamt für Raumplanung
arbeitet in einemständigenProzess an
derRaumentwicklungderSchweiz.Die
daraus resultierenden Vorgaben neh-
men die Kantone auf und setzen sie
in ihren kantonalen Richtplänen um.
Diese sind im Hinblick auf die anzu-
strebende Entwicklung das wichtigste
Instrument auf kantonaler Ebene.

Der Solothurner Regierungsrat be-
schloss den kantonalen Richtplan im
September 2017, worauf dieser vom
Bundesratgenehmigtwurde.Darinwer-
densämtlichevomBundvorgeschriebe-
nen Prozesse, Ideen des Regierungsra-
tesoderVisionenfürdenKantonfestge-
schrieben–obStandplätzefürFahrende,

Entwicklung und Erschliessung von
Bahnhofsgebieten oder privater und
öffentlicherVerkehr–diessindnureini-
ge Beispiele von vielen. Auch Klär-
schlammanlagen und Wildruhezonen
oderStrategienzuVer-undEntsorgung
werden imRichtplangeregelt.Kurz:die
gesamteMöblierungder Landschaft.

Und hier kommen die einzelnen
Gemeinden ins Spiel. Sie sind ver-
pflichtet, ihr gesamtes Gemeindege-

biet einer Nutzung zuzuteilen. Zur
Ortsplanung gehörenDokumentewie
Bau- undZonenreglement, Inventare,
Nutzungs- und Schutzzonen oder ein
Raumplanungsbericht und die Er-
schliessungsplanung.

GemeindenwerdenbeiPlanung
vomKantonbegleitet
MittelsNutzungsplänendefinierendie
Gemeinden parzellengenau, wie der

Boden innerhalb und ausserhalb ihres
Siedlungsgebietes genutzt wird. Der
Kanton unterstützt und berät dabei
dieGemeinden, damit die vomRegie-
rungsrat vorgegebenen Kriterien er-
fülltwerden.Das Instrument, das hier-
zu auf Gemeindeebene zum Zug
kommt, ist die Ortsplanung. Die Ge-
meinden sind vomkantonalenAmt für
Raumplanung angehalten, alle 10 bis
15 Jahre ihre Ortsplanungsrevision zu

überarbeiten. Jede Gemeinde hält
darin fest,welcheEntwicklung siemit-
telfristig angehen will und bildet – in
Abstimmung mit Finanz und Investi-
tionsplanung – für Grundeigentümer
undBehördenverbindliche Instrumen-
te ab, etwa geltende Grenzabstände
oder schützenswerte Ortsteile.

Das Raumplanungsgesetz des
Bundes fokussiert die Siedlungsent-
wicklung nach innen und begrenzt
das Siedlungsgebiet auf den heutigen
Stand. Energiepolitik und Massnah-
men zurNachhaltigkeit sowieweitere
Themen stellen die Gemeinden vor
Herausforderungen, welche im Rah-
men der Ortsplanung unter Mitwir-
kung der Bevölkerung diskutiert wer-
den müssen. Das kann die Bereitstel-
lung von Bauzonen an geeigneten
Standorten genauso sein wie die Er-
neuerung ganzer Quartiere gemäss
Raum- und Ausstattungsansprüchen
zukünftiger Bewohnerinnen und Be-
wohner. Neben Verkehr und Ortsbil-
dern spielen Landwirtschaftsflächen
dabei eine wichtige Rolle.

Prozess nimmt meist mehrere
Jahre in Anspruch
ImVorfeld einerOrtsplanungsrevision
definiert eine Gemeinde ihr räum-
liches Leitbild. Dabei handelt es sich
umein Strategiepapier; noch vage gibt
es die mögliche Richtung vor. Ideen
derBevölkerungund jenedesGemein-
derats als planende Behörde fliessen
dabei ein.HinzukommenTipps beauf-
tragter Planungsbüros oder Pläne der
zuständigen Kommission.

Dann folgt ein langer Prozess,
welcher aus Stellungnahmen, Gut-
achten und mehreren Berichten be-
steht. Eine Gemeinde zieht in der Re-
gel professionelle Hilfe in Form eines
Planungsbüros hinzu. Während die
Vorabklärung einer Ortsplanungsre-
vision noch freiwillig ist, muss jedes
Geschäft zwingend eine Vorprüfung
durch den Kanton durchlaufen. Wei-
tere kantonale Fachstellen erhalten
Gelegenheit, sich dazu zu äussern.
Danach wird das weitere Vorgehen
festgelegt.Wenn noch offene Fragen
bestehen oder weitere Unterlagen er-

Alle 10bis 15 Jahre
planenGemeinden

ihre Zukunft.
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Wie wir leben wollen
Von Lebensräumen, Vorprüfungen undVisionen: Das bedeutet die
Ortsplanungsrevision fürNiederämterGemeinden. Eine Einführung.

«Wir bieten in der Regel nicht Hand bei Schritt-für-Schritt-Lösungen»
Der Leiter Nutzungsplanung vom kantonalen Amt für Raumplanung zeigt auf, warumder Kanton für eine Vorprüfung ein halbes Jahr braucht.

Drei Viertel der 107 Solothurner Ge-
meinden befinden sich im Prozess der
Ortsplanungsrevision (OPR). InelfGe-
meinden istdieOPRgemässangepass-
tem, von der Bevölkerung 2013 ange-
nommenen Raumplanungsgesetz ab-
geschlossen und rechtskräftig. Mit
seinem Team begleitet Stephan Scha-
der als Leiter Nutzungsplanung beim
SolothurnerAmt fürRaumplanungdie
Gemeinden bei der Entwicklung ihrer
DossiersundwachtüberderEinhaltung
gesetzlicherGrundlagen.

Wassinddieerstenkonkreten
AufgabeneinerGemeinde,wenn
siedieOPRangeht?
StephanSchader:DerersteSchritt istdas
richtungsweisende räumliche Leitbild.
Seit das angepasste Raumplanungsge-
setz in Kraft ist, sind dieMöglichkeiten
fürdieAusdehnungderSiedlungsfläche
sehr eingeschränkt. Die Gemeinden
müssen ihr Potenzial in den bestehen-
den Bauzonen ausnutzen, auch bei be-
reits bebauten aber unternutzten Flä-
chenoderaltenBrachen.«Siedlungsent-
wicklungnach innen»meintgenaudas.

WasmachenGemeindenheute
andersals früher?
Früher wurde mit einer Ortsplanung
das Siedlungsgebiet erweitert und es
folgtenErschliessungspläne zuLeitun-

gen oder Strassen. Das ist heute nicht
mehr zulässig. Flächen sind vor-
wiegend innerhalb bestehender Bau-
zonen zu suchen und auszunützen.
Wenn eine Gemeinde beispielsweise
die zwingenden Abstände zwischen
Gebäuden verringert oder den Min-
destabstand zuQuartierstrassen redu-
ziert, könnenEigentümer ihreGrund-
stückemehr ausnutzen.Dabei ist Vor-
sicht geboten: Nicht jedeMassnahme
führt zum gewünschten Resultat.
Voraussetzung für eine bessereQuali-
tät derBebauungundderFreiräume ist
eine sorgfältige Auseinandersetzung
mit dem Bestand. Zudem geben wir
den Gemeindenmit; sichmit der Ent-
wicklung von Natur und Landschaft
auseinanderzusetzen. Das können
BachrenaturierungenoderHecken für
mehr Biodiversität sein.

SinddieGemeindenverpflichtet,
dieOPR ineinergewissenFrist
vorzunehmen?
DieGemeindenhabendieOrtsplanung
theoretisch alle zehn Jahre zuüberprü-
fen. Diese Vorgabe wird in der Praxis
aber oft nicht eingehalten. Allein der
Prozess nimmtmeistmehrere Jahre in
Anspruch. Dass der Kanton auf die
Gemeinden zugeht und sie zur Revi-
sion drängt, kommt nicht mehr vor.
Der Auslöser für eine Revision kommt

meist aus der Gemeinde selbst; wenn
Instrumente wie das Zonenreglement
einerÜberarbeitungbedürfenoderdie
räumlicheEntwicklungdynamischver-
läuft und der Bauzonenplan angepasst
werdenmuss.Wichtig ist eineGesamt-
schau. Wir bieten in der Regel nicht
mehr Hand bei Schritt-für-Schritt-Lö-
sungenmit Teilzonenplanungen.

WelcheGemeindekommt Ihnen in
denSinn,wennsieansNiederamt
denken?
EinBeispiel istWinznau.DieGemein-
de hat grosse Anstrengungen unter-
nommen, um ein schlüssiges räumli-
chesLeitbild zuerarbeiten.Dabeiwur-
de die Bevölkerung aktiv einbezogen,

trotz coronabedingter Einschränkun-
gen. Am Ende wiesen die Stimmbe-
rechtigten aber das Resultat an einer
Gemeindeversammlung zur Über-
arbeitung zurück an den Gemeinde-
rat. Winznau hat sich zwar im Prozess
vorbildlichbewegt, aber vorläufignoch
keinen erfolgreichen Abschluss der
Leitbildphase gefunden.

WievielGestaltungsraumhateine
Gemeinde?
Es sind anspruchsvolle Themen, die
hierbehandeltwerden.EineGemeinde
kannfürdieZukunft räumlicheSchwer-
punkte setzen. Umgekehrt gibt es in
jeder Gemeinde Quartiere, bei denen
der Erhalt der bestehendenQualitäten
imVordergrund stehen soll. Ein weite-
rerwichtigerAnsatzpunkt ist eine akti-
ve Landpolitik. Mit Landerwerb kann
die Gemeinde das Heft selbst in die
Hand nehmen. Auf diese Weise kann
sie Projekte direkter beeinflussen.

WarumbrauchtderKanton für eine
Vorprüfungeinhalbes Jahr?
WirmacheneineRundumprüfung.Da-
bei gebenwir dasDossier an sämtliche
betroffenen Ämter zur Detailprüfung
weiter.ObWaldabstände,Gestaltungs-
baulinienentlangvonKantonsstrassen
oder Nutzungskonflikte; das wird alles
angeschaut. Auch Ortsbilder, Freiräu-

me,Fliessgewässer, der Schutzunddie
Entwicklung der Landschaft oder die
BedürfnissederLandwirtschaftsbetrie-
be werden geprüft. Das dauert seine
Zeit. Hinzu kommen Sicherheitsthe-
men wie bei Schulhäusern oder Spitä-
lernundbei störfallrelevantenAnlagen
wie Gasleitungen, oder SBB-Linien.
Und natürlich alles was Industrie- und
Gewerbezonen betrifft, mit den ent-
sprechenden Auswirkungen auf Ver-
kehr undUmwelt.

Wie läuftdieZusammenarbeitmit
denGemeindenab?
Wir legen das Vorgehen mit jeder Ge-
meinde individuell fest.BeiMeilenstei-
nen während des Prozesses laden wir
dieGemeindennachSolothurnein. Sie
können auch freiwillig auf uns zukom-
menundumUnterstützungbitten.Dies
wird auch häufig getan. Ein Austausch
ist uns wichtig. Wird uns ein Dossier
übergeben, definieren wir den Zeit-
punkt,wanndiePrüfungabgeschlossen
ist. Das setzt uns unter Zugzwang. Da-
bei halten wir die Reihenfolge der Ge-
meinden ein.

Wokommtes imRevisionsprozess
zuDifferenzenzwischenKanton
undGemeinden?
Solche entstehen oft im Umgang mit
Reservezonen. Rechtlich gesehen ist

StephanSchader,LeiterNutzungsplanung
Amt für Raumplanung. Bild: HansjörgSahli
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